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Eine Spitalregion nur aus
Werdenberg und Rheintal?
Umfirmierung Die Spitalregion
Rheintal Werdenberg Sargan-
serland existiert nicht mehr:
DieseAnsicht vertritt derMelser
Mitte-KantonsratThomasWar-
zinek in einer einfachen Anfra-
ge, die er der Kantonsregierung
eingereicht hat. Der Vorstoss
trägt denn auch den Titel «Die
Spitalregion Rheintal Werden-
berg, nachdem das Sarganser-
land spitalmedizinisch durch
das Kantonsspital Graubünden
versorgt wird».

Der Politiker verweist auf
den Umstand, dass der Spital-
standortWalenstadt seit Jahres-
beginndurchdasKantonsspital
Graubünden betrieben wird.
Dafür sei die Sarganserländer
Bevölkerung und die Ärzte-
schaft dankbar, nachdem die
Schliessung des Betriebs schon
beschlossene Sachewar.

Konkurrenzgebaren
vorbeugen
Durch das Beibehalten des Na-
mens werde allerdings sugge-
riert, dass sich die Spitalregion
weiterhin fürdasSarganserland
in der Verantwortung sieht. Es
seiwichtig, dassdieSpitalregion
«in dem Masse schrumpft, das
durch den Wegfall des Sargan-

serlands gegeben ist», so Tho-
masWarzinek.

Vonder St.GallerRegierung
will erwissen, ob siedenNamen
Spitalregion Rheintal Werden-
berg Sarganserlandnoch für zu-
treffend hält und ob ein Na-
menswechsel vorgesehen ist.
Eine weitere Frage seinerseits
lautet: «Was unternimmt die
Regierung, um ein unsinniges
und schlicht nicht mehr finan-
zierbares Konkurrenzgebaren
zu unterbinden?» (ab)

Ein klassisches
Regionalspital
Walenstadt Das Kantonsspital
Graubünden betreibt seit dem
1.Januar dieses Jahres am Wa-
lenseeein«familiäresRegional-
spital-Setting»,wiees inderBe-
schreibungdesStandortsheisst.
Dazu gehören eine Notfallsta-
tion, Intermediate Care (IMC),
allgemeine Chirurgie und Or-
thopädie, allgemeine Medizin,
Geriatrie, PalliativeCare,Onko-
logie, Frauenklinik,Dialyseund
Radiologie. (ab)

Ombudsstelle
zugänglich machen
Barrierefreiheit Seit zehn Jah-
rengibt es inSt.GalleneineOm-
budsstelle Alter und Behinde-
rung, an die sich Betroffene
wenden können, wenn sie in
einemAlters-oderBehinderten-
heimProblemehaben.Nur:Die
Ombudsstelle ist lautderBalga-
cher SP-Kantonsrätin Karin
Hasler nicht barrierefrei – und
somit fürGehbehindertenur er-
schwert oder gar nicht erreich-
bar. Selbst wenn Ombudsfrau
Susanne Vincenz-Stauffacher
auch in die Institution komme:
Solche Gespräche sollten an
einem neutralen Ort geführt
werden, findetHasler. In einem
Vorstoss, densiegemeinsammit
einem Parteikollegen einge-
reicht hat, ermahnt sie deswe-
gen die Regierung, dafür zu
schauen,dassdieOmbudsstelle
barrierefrei wird. (mt)

Stromverbrauch:
Informationen für
die Öffentlichkeit

Sparen Für Informationszwe-
cke über den Stromverbrauch
stehen der öffentlichen Hand
nur begrenzt Daten zum Ener-
gieverbrauchvonDienstleistun-
gen und Unternehmen zur Ver-
fügung. Hingegen bestehen für
Bürgerinnen und Bürger ver-
schiedene Möglichkeiten, sich
verlässlichüberdenEnergiever-
brauchvonApparatenoderüber
Energiesparmassnahmenzu in-
formieren. Das hält die St.Gal-
ler Kantonsregierung in ihrer
Antwort auf eine Interpellation
mit dem Titel «Transparenz
und Informiertheit über Strom-
verbrauch» fest, welche von
den SP-KantonsrätinnenKatrin
Schulthess (Grabs) und Karin
Hasler (Balgach) letzten Sep-
tember eingereicht wurde.

Sichauf verschiedenen
Seiten informieren
Die beiden Politikerinnen hat-
ten in ihrem Vorstoss angeregt,
dass es angesichts des Appells
zum Energiesparen nur logisch
wäre, «dass man Verbrauchs-
transparenz schafft und damit
den eigenen Verbrauch einord-
nen kann». Im Sinne einer Auf-
klärungskampagne könne das
viel zumindividuellenVerhalten
beitragen: «Bürgerinnen und
Bürgerwollenglaubwürdige In-
formationen, wenn es um den
Stromverbrauch geht.»

Die Kantonsregierung zeigt
in der Antwort Angebote im
Internet:https://private.ecospeed.
ch, www.topten.ch, www.energy-
box.ch,www.energie2030.chund
www.bafu.admin.ch. (ab)

Grüngutkosten ausgleichen
Die Regierungwill an der verursachergerechten Entsorgungsgebühr
nicht rütteln. CarmenBruss denkt nun an eine Kompensation.

Max Tinner

Grünabfuhr Carmen Bruss fin-
det die Finanzierung der Grün-
tour mit Gebühren einen Blöd-
sinn: Das führe nur dazu, dass
dieLeute ihreartenreichenGär-
ten durch Steingärten ersetzen
– was auch den Biogasanlagen
dieGrundlageentziehe, schrieb
dieDiepoldsauer SVP-Kantons-
rätin im Herbst in einem Vor-
stoss. IhrerAnsichtnach sollten
dieGemeindendieGrünabfuhr
überdenallgemeinenHaushalt,
also über Steuern finanzieren.
Weil diesdemGrundsatzder im
Bundesrecht gefordertenverur-
sachergerechten Finanzierung
widerspricht, regteBrussderRe-
gierung an, sich inBern für eine
Änderung der gesetzlichen Re-
geln starkzumachen.

Daswill dieRegierungnicht:
Sie sehe keinen Anlass dazu,
schreibt die Regierung in ihrer
Antwort aufdie einfacheAnfra-
ge. Die massgebenden Bestim-
mungen hätten sich bewährt.
Die Regierung hält aber fest,
dass die Gemeinden bei der
Ausgestaltung der Gebühren-

regelung einen gewissen Spiel-
raum haben, ihr Gebührenmo-
dell lokalenBesonderheitenan-
zupassen. Jedenfalls sollten die
Gebühren für die Grüngutent-
sorgung aber niedriger ange-
setzt werden als jene für die
Kehrichtabfuhr, damit die Len-
kungswirkung nicht verloren
geht und die wiederverwertba-

renGrünabfälleweiterhin sepa-
rat gesammelt werden.

CarmenBruss ist enttäuscht
vonderAntwort derRegierung.
Damit liege es nun an der Bür-
gerschaft, allenfalls eine Ände-
rung anzustreben – oder eine
Kompensation, etwadurcheine
ReduktionderLiegenschaftsab-
gaben.

Carmen Bruss im Gespräch mit Kantonsratspräsident Jens Jäger.
Rechts im Hintergrund Peter Kuster. Bild: Benjamin Manser

Steuererhöhungen sollen
vor die Bürgerschaft
Bislang beschliesst der Kantonsrat abschliessend über denKantonssteuerfuss. Künftig
soll das Volk über Steuererhöhungen abstimmen können, fordert PatrickDürr.

Max Tinner

Volksrechte In Gemeinden,
jedenfalls in solchenmitBürger-
versammlung, können die Bür-
gerinnen und Bürger über den
Gemeindesteuerfuss abstim-
men. Geht es nach dem Wid-
nauerMitte-Kantonsrat Patrick
Dürr, soll dieBürgerschaft künf-
tig auch abstimmen können,
wennRegierungundKantonsrat
denkantonalenSteuerfusserhö-
henmöchten.Gestern reichteer
zusammenmit Daniel Grünen-
felder (Mitte, Bad Ragaz) und
Yvonne Suter (Mitte, Rappers-
wil-Jona) eine Motion für eine
entsprechende Gesetzesände-
rung ein. 45weitereKantonsrä-
tinnen und Kantonsräte haben
siemitunterzeichnet.

InanderenKantonen ist
dieAbstimmungPflicht
Hinsichtlich der Steuerbelas-
tung hinke St.Gallen denNach-
barkantonen seit Jahren hinter-
her, schreiben die Motionäre.
EinzelneSteuererleichterungen
der letzten Jahre seienvomKan-
tonsrat oft gegen den Wider-
stand der Regierung beschlos-
senworden.Auffallend sei, dass
dieVolksrechte«zumSchutzvor
höheren Steuern» weniger gut
ausgebaut seien als in anderen
Kantonen. Dürr und seine Mit-
motionäre sehen einen Zusam-
menhang mit der «insgesamt
unbefriedigenden steuerlichen
Positionierung» des Kantons
St.Gallen.

AlsBeispiel ziehensieZürichhe-
ran: Dort schreibe die Kantons-
verfassung für die Einführung
neuer Steuern oder eine Erhö-
hungder Steuerbelastung zwin-
gend eine Abstimmung vor.

Eine solche Stärkung der
Volksrechte wäre auch im Kan-

ton St.Gallen sinnvoll, meinen
Dürr, Grünenfelder und Suter:
Für neue Ausgaben, die einen
bestimmten Betrag überschrei-
ten,müsse ja schonheuteander
Urneabgestimmtwerden, argu-
mentieren sie. «Weshalb dies
nicht auch für höhere Steuerbe-

lastungen gilt, etwa für die Er-
höhung des kantonalen Steuer-
fusses, leuchtet nicht ein.»

Als nächsteswird dieRegie-
rung zu dem Vorstoss Stellung
nehmen. Dann, in einer nächs-
tenSession,wirdderKantonsrat
über dieMotion befinden.

Skepsis gegenüber
Spitalausbau
in Grabs

Abstimmung Am Ende der
Frühjahrssession standen ges-
tern die Schlussabstimmungen
zu den Spitalvorlagen an. Wäh-
rend jene zur Entschuldung der
Spitäler (mittels Umwandlung
von Darlehen in Eigenkapital)
fast einstimmig durchgingen,
wurdezumneuenDarlehenvon
100Millionen Franken für wei-
tere Ausbauten amSpital Grabs
erneut Kritik laut.

Die neuen Investitionen ha-
ben mit der vorgesehenen
Schliessung des Spitals Altstät-
ten im Jahr 2027 zu tun – für die
sich insbesondere die SP nach
wie vor nicht erwärmen kann,
wie betont wurde.

Die SVPwiederum fürchtet,
dass Grabs zu einem kleinen
Zentrumsspital ausgebaut wird
– regionaleZentrumsspitäler zu-
sätzlich zum Kantonsspital in
St.Gallen liegen nach Meinung
der Partei aber finanziell nicht
drin. Eine Mehrheit der SVP-
Fraktion ist der Meinung, dass
es besser wäre, die Spitäler zu-
nächst indieUnabhängigkeit zu
entlassen und es dann in ihrer
Verantwortung liegen sollte,
welche Ausbauten sinnvoll und
finanzierbar sind.

Mit demMelser Mitte-Kan-
tonsrat ThomasWarzinek zeig-
te sich sogar ein Arzt skeptisch.
Er argumentierte ähnlich wie
die SVP und fürchtet, dass die
Investitionen zu langfristig ho-
hen Infrastrukturkosten führen
werden.

Letztlich stimmte der Rat
dem Darlehen mit 77 Ja zu 26
Nein bei 10 Enthaltungen doch
deutlich zu. Abschliessend ent-
scheiden wird das Volk: Es wer-
dedamiterstmals zurneuenSpi-
talstrategie Stellung nehmen
können,hieltWarzinek fest. (mt)

Patrick Dürr (hier im Gespräch mit der Gossauer Mitte-Kantonsrätin Helen Alder Frey) möchte, dass die
Bürgerinnen und Bürger über Steuererhöhungen des Kantons abstimmen können. Bild: Benjamin Manser

Karin Hasler will auch beim
Stromverbrauch von Unterneh-
men Transparenz. Bild: bm


